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HAFTUNGSAUSSCHLUSS | Die in dieser Ausgabe stehenden Texte sind nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der stän-
dige Wandel der Rechtsmaterie machen es jedoch notwendig, Haftung und Ge-
währ auszuschließen.

Steuerinformationen  
für Februar 2015
Damit hatte keiner so richtig gerechnet. Trotz zuvor geäußerter Bedenken 
hat der Bundesrat dem „Jahressteuergesetz 2015“ in seiner letzten Sitzung 
am 19.12.2014 zugestimmt. Grund genug, in dieser Ausgabe wichtige einkom-
mensteuerliche Neuerungen vorzustellen. 

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

�� Die strafbefreiende Selbstanzeige bei einer Steuerhinterziehung bleibt 
erhalten. Die Voraussetzungen wurden aber durch eine gesetzliche Neu-
regelung ab dem 1.1.2015 verschärft.

�� Die Privilegierung des Betriebsvermögens bei der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer ist nicht in jeder Hinsicht mit der Verfassung vereinbar. Zu die-
sem Schluss kam das Bundesverfassungsgericht und hat dem Gesetzgeber 
eine Frist bis zum 30.6.2016 eingeräumt, um eine Neuregelung zu treffen.

�� Nach Meinung des Bundesfinanzhofs sind die Vorschriften über die Ein-
heitsbewertung des Grundvermögens (spätestens) seit dem Feststel-
lungszeitpunkt 1.1.2009 verfassungswidrig. Ob das Bundesverfassungsge-
richt diese Ansicht teilen wird, bleibt vorerst abzuwarten.

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für 
Februar 2015. Viel Spaß beim Lesen!
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„Jahressteuergesetz 2015“: Die wichtigsten einkommensteuerlichen 
Änderungen
 
| Damit war nicht unbedingt zu rechnen: Kurz vor Toresschluss hat der Bundesrat in seiner letzten 
Sitzung am 19.12.2014 das Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union 
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (auch als Jahressteuergesetz 2015 bezeich-
net) trotz zuvor geäußerter Bedenken doch noch passieren lassen. Der folgende Überblick befasst 
sich mit wichtigen einkommensteuerlichen Änderungen. |

Bessere Vereinbarung von Familie 
und Beruf 

Mit einer neu eingefügten Regelung werden 
weitere Leistungen des Arbeitgebers, die zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
erbracht werden, ab 1.1.2015 steuerfrei gestellt. 
Dies können sein:

�� Leistungen an ein Dienstleistungsunterneh-
men, das den Arbeitnehmer hinsichtlich der 
Betreuung von Kindern oder pflegebedürfti-
gen Angehörigen berät oder hierfür Betreu-
ungspersonen vermittelt (ohne betragliche 
Höchstgrenze).

�� Leistungen zur kurzfristigen Betreuung von 
Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben oder die wegen einer vor Voll-
endung des 25. Lebensjahres eingetretenen 
Behinderung außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten oder von pflegebedürftigen An-
gehörigen des Arbeitnehmers (Höchstgrenze 
von 600 EUR im Kalenderjahr). Voraussetzung 
ist, dass es sich um eine zusätzliche, außer-
gewöhnliche Betreuung handelt, die zum Bei-
spiel durch einen zwingenden beruflichen Ein-
satz zu außergewöhnlichen Dienstzeiten oder 
bei Krankheit eines Kindes bzw. pflegebedürf-
tigen Angehörigen notwendig wird.

 
Hinweis | Damit sind erstmalig auch im Pri-
vathaushalt des Arbeitnehmers anfallende 
Betreuungskosten in einem eng umgrenzten 
Rahmen steuerlich begünstigt.

Erweiterung des Teilabzugsverbots 

Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2014 
beginnen, hat der Gesetzgeber die Regelungen 
zum Teilabzugsverbot (Betriebsausgabenab-
zug nur zu 60 %) verschärft, wovon vor allem 
Betriebsaufspaltungen betroffen sind.

Die wohl wichtigste Änderung betrifft den Be-
triebsausgabenabzug durch Wertminderungen 
betrieblicher Darlehen. Die Kürzungsvorschrift 
gilt, wenn der Darlehensgeber zu mehr als 25 % 
am Stammkapital des Darlehensnehmers betei-
ligt ist oder war. Weitere Voraussetzung ist, dass 
das Darlehen nicht wie unter fremden Dritten ge-
währt wurde. 

Darüber hinaus ist das Teilabzugsverbot auf Be-
triebsvermögensminderungen, Betriebsausga-
ben oder Veräußerungskosten im Zusammen-
hang mit einer durch das Gesellschaftsverhält-
nis veranlassten unentgeltlichen oder teilent-
geltlichen Nutzungsüberlassung von Wirt-
schaftsgütern anzuwenden, wenn der Steuer-
pflichtige zu mehr als 25 % am Stammkapital der 
Kapitalgesellschaft beteiligt ist oder war.

PRAXISHINWEIS | Somit sind die Regelungen 
überholt, wonach das Teilabzugsverbot für subs-
tanzmindernde Aufwendungen (wie Abschreibun-
gen und Erhaltungsaufwendungen) und für Subs-
tanzverluste (wie Teilwertabschreibung und For-
derungsverzicht) nicht gilt.  

Berufsausbildung: Neue Kriterien für 
die Erstausbildung 

Aufwendungen für eine erstmalige Berufsaus-
bildung oder für ein Erststudium, das zugleich 
eine Erstausbildung vermittelt, sind keine Wer-
bungskosten, wenn diese Berufsausbildung 
oder dieses Erststudium nicht im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses stattfindet. 

Beachten Sie | Aufwendungen können in die-
sen Fällen nur als Sonderausgaben bis maximal 
6.000 EUR im Kalenderjahr geltend gemacht 
werden. Sie bleiben bei fehlenden Einkünften 
wirkungslos, da hier keine jahresübergreifende 
Verrechnung möglich ist.  



2  02-2015

MONATS-RUNDSCHREIBEN

Um der problematischen Abgrenzung zwischen 
Erst- und Zweitausbildung zu begegnen, hat 
der Gesetzgeber nun den Begriff der „Erstaus-
bildung“ definiert. Nach der ab 2015 geltenden 
Regelung muss eine in Vollzeit (Dauer von 
durchschnittlich mindestens 20 Wochenstun-
den) durchgeführte Erstausbildung einen Zeit-
raum von mindestens 12 Monaten umfassen. Ist 
eine Abschlussprüfung nicht vorgesehen, gilt 
die Ausbildung mit der tatsächlichen planmäßi-
gen Beendigung als abgeschlossen. 

Darüber hinaus erkennt der Gesetzgeber eine 
Berufsausbildung als Erstausbildung an, wenn 
die Abschlussprüfung einer durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften geregelten Berufs-
ausbildung mit einer Mindestdauer von 12 Mo-
naten bestanden wurde, ohne dass die entspre-
chende Berufsausbildung zuvor durchlaufen 
worden ist. 
 
Beachten Sie | Keine erste Berufsausbildung 
sind nach der Gesetzesbegründung z.B. Kurse 
zur Berufsorientierung oder -vorbereitung, Kur-
se zur Erlangung von Fahrerlaubnissen, Be-
triebspraktika, Anlerntätigkeiten oder die Grund-
ausbildung bei der Bundeswehr.

PRAXISHINWEIS | Die Frage, ob der Aus-
schluss von Erstausbildungskosten vom Be-
triebsausgaben- und Werbungskostenabzug 
verfassungsgemäß ist, liegt dem Bundesverfas-
sungsgericht zur Entscheidung vor.

Freibetrag bei Betriebsveranstaltungen 

Nicht zuletzt infolge der steuerzahlerfreundli-
chen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
zur Berechnung des geldwerten Vorteils bei 
Betriebsveranstaltungen sah sich der Gesetz-
geber gezwungen, hier Klarheit zu schaffen. 

Ab 2015 gilt ein Freibetrag von 110 EUR. Vorteil 
gegenüber der bisherigen 110 EUR-Freigrenze: 
Auch bei höheren Aufwendungen bleiben 110 EUR 
pro Arbeitnehmer für zwei Betriebsveranstaltun-
gen im Jahr steuerfrei.

In die Berechnung werden allerdings alle Auf-
wendungen einbezogen – auch die Kosten für 
den äußeren Rahmen der Veranstaltung (z.B. für 
einen Eventmanager). Die geldwerten Vorteile, 
die auf Begleitpersonen des Arbeitnehmers ent-
fallen, werden dem Arbeitnehmer zugerechnet.

Versorgungsausgleich 

Ausgleichsleistungen zur Vermeidung des Ver-
sorgungsausgleichs nach einer Ehescheidung 
sind ab 2015 als Sonderausgaben abzugsfähig, 
soweit dies der Verpflichtete mit Zustimmung 
des Berechtigten beantragt. Im Gegenzug er-
folgt eine Besteuerung beim Empfänger.

Quelle | Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den 
Zollkodex der Union und zur Änderung weiterer steuerlicher 
Vorschriften vom 22.12.2014, BGBl I 2014, 2417; BMF vom 19.12.2014: 
„Was ändert sich im Steuerrecht im Jahr 2015?“; Berufsausbil-
dungskosten: Az. des BVerfG: 2 BvL 23/14 und 2 BvL 24/14

ALLE STEUERZAHLER

Schärfere Regeln bei der strafbefreienden Selbstanzeige

| Die strafbefreiende Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung bleibt erhalten. Die Voraussetzungen 
wurden aber durch eine gesetzliche Neuregelung ab dem 1.1.2015 verschärft. |

Hinzuweisen ist insbesondere auf folgende 
Neuregelungen: 

�� Die Grenze, bis zu der eine Steuerhinterzie-
hung ohne Zahlung eines zusätzlichen Geld-
betrags bei der Selbstanzeige straffrei bleibt, 
wurde von 50.000 EUR auf 25.000 EUR ge-
senkt. Der zu zahlende Geldbetrag ist nun-
mehr in Abhängigkeit des Hinterziehungsvolu-
mens gestaffelt.

�� Hervorzuheben ist auch die generelle Aus-
dehnung des Berichtigungszeitraums auf 
zehn Jahre. Bislang bestand diese Verpflich-
tung nur in Fällen einer besonders schweren 
Steuerhinterziehung.

Quelle | Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des 

Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 22.12.2014, BGBl 

I 2014, 2415
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Privilegierung des Betriebsvermögens bei der Erbschaftsteuer  
ist neu zu regeln

| Die Privilegierung des Betriebsvermögens bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer ist ange-
sichts ihres Ausmaßes und der eröffneten Gestaltungsmöglichkeiten mit dem Grundgesetz unver-
einbar. Zu diesem Schluss kam das Bundesverfassungsgericht und hat dem Gesetzgeber eine Frist 
bis zum 30.6.2016 eingeräumt, um eine Neuregelung zu treffen. |

Entlastung für kleine und  
mittelständische Betriebe

In der Urteilsbegründung, die rund 300 Textzif-
fern umfasst, weist das Bundesverfassungsge-
richt darauf hin, dass es im Entscheidungs-
spielraum des Gesetzgebers liegt, kleine und 
mittelständische Unternehmen, die in perso-
naler Verantwortung geführt werden, zur Si-
cherung ihres Bestands und damit auch zur Er-
haltung der Arbeitsplätze von der Erbschaft-
steuer weitgehend oder vollständig freizustel-
len. Für jedes Maß der Steuerverschonung be-
nötigt der Gesetzgeber allerdings tragfähige 
Rechtfertigungsgründe.

Die Privilegierung des unentgeltlichen Erwerbs 
betrieblichen Vermögens ist unverhältnismä-
ßig, soweit die Verschonung über den Bereich 
kleiner und mittlerer Unternehmen hinaus-
greift, ohne eine Bedürfnisprüfung vorzusehen.

Lohnsummenregelung

Die Lohnsummenregelung hält das Bundesver-
fassungsgericht grundsätzlich für verfassungs-
gemäß, nicht aber die Freistellung von Betrie-
ben mit nicht mehr als 20 Beschäftigten, da hier 
eine unverhältnismäßige Privilegierung vorliegt.

Hintergrund: Das Erbschaftsteuergesetz sieht 
für die Übertragung von Betriebsvermögen, 
land- und forstwirtschaftlichem Vermögen und 
Anteilen an Kapitalgesellschaften, an denen 
der Übertragende zu mehr als 25 % beteiligt ist, 
Vergünstigungen in Form eines Verschonungs-
abschlags (85 % nach der Regelverschonung, 
100 % nach dem Optionsmodell) und ggf. eines 
Abzugsbetrags vor. Die Steuerbefreiung ist von 
Behaltensfristen und der Einhaltung der Lohn-
summenregel abhängig. Nach der Lohnsum-
menregel darf die im übertragenen Unterneh-
men gezahlte Lohnsumme innerhalb von fünf 

Jahren nach dem Erwerb insgesamt 400 % der 
Ausgangslohnsumme nicht unterschreiten. Beim 
Optionsmodell gelten sieben Jahre und 700 %.

Verwaltungsvermögen

Die Regelung über das Verwaltungsvermögen 
(z.B. Wertpapiere) ist verfassungswidrig, weil sie 
den Erwerb von begünstigtem Vermögen selbst 
dann verschont, wenn es bis zu 50 % aus Verwal-
tungsvermögen besteht, ohne dass hierfür ein 
tragfähiger Rechtfertigungsgrund vorliegt. Das 
Ziel, steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten zu 
unterbinden, kann die Regelung kaum errei-
chen. Sie dürfte die Verlagerung von privatem in 
betriebliches Vermögen eher begünstigen.

Status quo und Ausblick

Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetz-
geber verpflichtet, spätestens bis zum 30.6.2016 
eine Neuregelung zu treffen. Gleichzeitig ordnet 
das Gericht die Fortgeltung der Normen bis zu 
einer Neuregelung an. Ein umfassender Ver-
trauensschutz wird damit aber nicht gewährt. In 
der Urteilsbegründung heißt es, „... dass die An-
ordnung der Fortgeltung der verfassungswidri-
gen Normen keinen Vertrauensschutz gegen ei-
ne auf den Zeitpunkt der Verkündung dieses Ur-
teils bezogene rückwirkende Neuregelung be-
gründet, die einer exzessiven Ausnutzung gera-
de der als gleichheitswidrig befundenen Ausge-
staltungen die Anerkennung versagt.“

Experten gehen derzeit davon aus, dass sich der 
Gesetzgeber bei den Neuregelungen in erster Li-
nie an den Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts orientieren und keine grundlegende Re-
form erfolgen wird. Gleichwohl ist zu beachten, 
dass jedes Gesetzgebungsverfahren seine eige-
ne Dynamik entwickeln kann. 

Quelle | BVerfG-Urteil vom 17.12.2014, Az. 1 BvL 21/12, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 143542
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Ist die Einheitsbewertung beim Grundvermögen verfassungswidrig?

| Der Bundesfinanzhof hat dem Bundesverfassungsgericht die Frage vorgelegt, ob die Vorschriften 
über die Einheitsbewertung des Grundvermögens seit dem Feststellungszeitpunkt 1.1.2009 verfas-
sungswidrig sind. |

Zum Hintergrund: Einheitswerte werden für 
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft, für Be-
triebsgrundstücke und für andere Grundstücke 
festgestellt. Sie sind neben den Steuermess-
zahlen und den von den Gemeinden festgeleg-
ten Hebesätzen Grundlage für die Bemessung 
der Grundsteuer. Maßgebend für die Feststel-
lung der Einheitswerte sind in den alten Bun-
desländern und West-Berlin die Wertverhält-
nisse zum 1.1.1964 (sogenannter Hauptfeststel-
lungszeitpunkt).

Der Bundesfinanzhof ist der Ansicht, dass die 
Maßgeblichkeit dieser veralteten Wertverhält-
nisse (spätestens) seit dem Feststellungszeit-
punkt 1.1.2009 nicht mehr mit den verfassungs-
rechtlichen Anforderungen an eine gleichheits-
gerechte Ausgestaltung des Steuerrechts ver-
einbar ist. Die seit 1964 eingetretene rasante 
städtebauliche Entwicklung gerade im groß-
städtischen Bereich, die Fortentwicklung des 
Bauwesens nach Bauart, Bauweise, Konstruk-
tion und Objektgröße sowie andere tiefgreifen-
de Veränderungen am Immobilienmarkt finden 
keinen angemessenen Niederschlag im Ein-
heitswert.

Beachten Sie | Die Vorlage betrifft nicht die Be-
wertung des Grundvermögens in den neuen 
Bundesländern, für die die Wertverhältnisse am 
Hauptfeststellungszeitpunkt 1.1.1935 maßge-
bend sind. Die Gründe, die den Bundesfinanzhof 

zur Vorlage veranlasst haben, gelten aber auf-
grund dieses noch länger zurückliegenden 
Hauptfeststellungszeitpunkts erst Recht im Bei-
trittsgebiet.

Praxishinweise

In 2010 hatte der Bundesfinanzhof die Vorschrif-
ten über die Einheitsbewertung des Grundver-
mögens für Stichtage bis zum 1.1.2007 noch als 
verfassungsgemäß beurteilt. Gegen diese Ent-
scheidung ist eine Verfassungsbeschwerde an-
hängig.

Der aktuelle Vorlagebeschluss steht dem Er-
lass von Einheitswertbescheiden, Grundsteuer-
messbescheiden und Grundsteuerbescheiden 
sowie der Beitreibung von Grundsteuer nicht 
entgegen. Die Bescheide werden jedoch für 
vorläufig zu erklären sein.

Sollte das Bundesverfassungsgericht eine Ver-
fassungswidrigkeit annehmen, ist es durchaus 
denkbar, dass dem Gesetzgeber für vergangene 
Zeiträume eine Nachbesserung ermöglicht 
wird.
 
Quelle | BFH, Beschluss vom 22.10.2014, Az. II R 16/13, anhängig 

beim BVerfG unter Az. 1 BvL 11/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 

173438; BFH-Urteil vom 30.6.2010, Az. II R 12/09, anhängig beim 

BVerfG unter Az. 2 BvR 287/11

KAPITALANLEGER

Zur Verrechnung von Altverlusten mit Kapitaleinkünften  
bei der Abgeltungsteuer

| Nach einer aktuellen Entscheidung des Finanzgerichts Münster können zum 31.12.2008 festge-
stellte Verlustvorträge aus negativen Kapitaleinkünften nicht unmittelbar mit positiven Kapitaler-
trägen späterer Jahre verrechnet werden. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache 
hat das Finanzgericht die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. |
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�◼ Sachverhalt

Im Streitfall erzielten Eheleute in 2009 u.a. auch 
Einkünfte aus Kapitalvermögen. Zum 31.12.2008 
war ein Verlustvortrag zur Einkommensteuer 
festgestellt worden, der aus negativen Kapitalein-
künften der Vorjahre herrührte. Die Eheleute wa-
ren der Ansicht, dass der Verlustvortrag isoliert 
mit den im Jahr 2009 erzielten Kapitaleinkünften 
verrechnet werden könne und auf die verbleiben-
den Kapitalerträge der günstige Abgeltungsteu-
ersatz (25 %) Anwendung finden müsse. 

Das Finanzamt lehnte dies ab und verrechnete 
die Altverluste im Rahmen der Günstigerprüfung 
mit den gesamten Einkünften und wandte auf 
den verbleibenden Betrag den (über 25 % liegen-
den) tariflichen Einkommensteuersatz an.

Hinweis | Die Günstigerprüfung gibt dem 
Steuerpflichtigen die Möglichkeit, seine Kapi-
talerträge nicht der Abgeltungsbesteuerung, 
sondern der tariflichen Einkommensteuer zu 
unterwerfen. Die Günstigerprüfung kann u.a. 
dazu genutzt werden, Verluste aus anderen Ein-
kunftsarten mit positiven Kapitalerträgen zu 
verrechnen oder die Einkünfte aus Kapitalver-
mögen der tariflichen Einkommensteuer zu un-

terwerfen, wenn diese niedriger sein sollte als 
der Abgeltungsteuersatz von 25 %.

Das Finanzgericht Münster teilte die Auffassung 
des Finanzamts. Die gesetzlichen Regelungen 
zu der ab 2009 geltenden Abgeltungsteuer las-
sen es zwar zu, bestimmte Sachverhalte im Rah-
men der Steuerveranlagung abzuziehen und 
trotzdem den günstigen Abgeltungsteuertarif 
anzuwenden. Nach Sinn und Zweck der Abgel-
tungsteuer sind hierbei aber nur solche Sach-
verhalte zu erfassen, die vom jeweiligen Kredit-
institut nicht berücksichtigt werden konnten. 
Hierzu gehören z.B. ein nicht ausgeschöpfter 
Sparerpauschbetrag oder Verluste, die bei ei-
nem anderen Kreditinstitut realisiert wurden. 

Auch die Regelungen über die Verrechnung von 
Verlusten aus Wertpapiergeschäften für einen 
Übergangszeitraum von fünf Jahren bis zum 
31.12.2013 lassen keine andere Beurteilung zu, so 
das Finanzgericht, sodass eine Berücksichti-
gung der Altverluste nur außerhalb der Abgel-
tungsbesteuerung möglich ist.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 25.11.2014, Az. 2 K 3941/11 E, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 143628

FREIBERUFLER UND GEWERBETREIBENDE

Freiberufliche Tätigkeit selbstständiger Ärzte trotz  
Beschäftigung angestellter Ärzte

| Selbstständige Ärzte werden grundsätzlich auch dann freiberuflich und nicht gewerblich tätig, wenn 
sie ärztliche Leistungen von angestellten Ärzten erbringen lassen. Voraussetzung ist jedoch, dass sie die 
Voruntersuchungen bei den Patienten durchführen, für den Einzelfall die Behandlungsmethode festle-
gen und sich die Behandlung „problematischer Fälle“ vorbehalten, so der Bundesfinanzhof. |

�◼ Sachverhalt

Eine Gemeinschaftspraxis für Anästhesie mit ei-
nem mobilen Anästhesiebetrieb erbrachte ihre 
Leistungen auch unter Mithilfe einer angestellten 
Ärztin. Eine Voruntersuchung und die sich daraus 
ergebende Entscheidung über die Behandlungs-
methode erfolgte indes in jedem Einzelfall durch 
einen Gesellschafter der Praxis (Praxisinhaber). 
Die eigentliche Anästhesie führte nach den Vor-
untersuchungen dann in einfach gelagerten Fäl-
len auch die angestellte Ärztin ohne Aufsicht 
durch einen Praxisinhaber durch.

Das Finanzamt sah die Tätigkeit der Gemein-
schaftspraxis wegen Beschäftigung der ange-
stellten Ärztin nicht als freiberufliche Tätigkeit 
der Gesellschafter an und forderte Gewerbe-
steuer – allerdings zu Unrecht, wie der Bundes-
finanzhof entschied.

Die Mithilfe qualifizierten Personals ist für die 
Freiberuflichkeit des Berufsträgers auch im 
Bereich der ärztlichen Tätigkeit unschädlich, 
wenn dieser bei der Erledigung der einzelnen 
Aufträge aufgrund eigener Fachkenntnisse lei-
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tend und eigenverantwortlich tätig wird. Diesen 
Anforderungen genügt eine patientenbezogene 
regelmäßige und eingehende Kontrolle der Tä-
tigkeit des angestellten Fachpersonals.

Wollte man – wie die Finanzverwaltung – darü-
ber hinaus die unmittelbare Ausführung der 
Anästhesietätigkeit durch die Gesellschafter 
verlangen, würde man den Einsatz fachlich vor-
gebildeten Personals im Bereich der Heilberufe 
faktisch ausschließen und damit die Anforde-
rungen des Gesetzes überdehnen, so der Bun-
desfinanzhof.

PRAXISHINWEIS | Abzugrenzen sind dabei 
nach wie vor die Fälle, in denen die Vielzahl der 
angestellten Ärzte und der durchzuführenden 
Untersuchungen eine laufende Überwachung 
faktisch unmöglich machen oder in denen eine 
Überwachung daran scheitert, dass der Praxisin-
haber nicht dieselbe Qualifikation wie der ange-
stellte Arzt hat.

Quelle | BFH-Urteil vom 16.7.2014, Az. VIII R 41/12, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 174024

FREIBERUFLER UND GEWERBETREIBENDE

IHK-Mitgliedschaft auch bei rechtswidriger Betätigung

| Die Mitgliedschaft in der Industrie- und Handelskammer erfasst auch Personen, die gewerbliche Ein-
künfte aus rechtswidrigem Handeln erzielen. Das hat das Verwaltungsgericht Berlin entschieden. |

�◼ Sachverhalt

Ein Steuerpflichtiger hatte zwischen 2006 und 
2011 laufende Einnahmen durch den Verkauf von 
Altmetall erlangt, das er bei seinem damaligen 
Arbeitgeber unterschlagen hatte. Aus diesem 
Grund zog ihn das Finanzamt für diesen Zeit-
raum nachträglich zur Zahlung von Umsatz- und 
Gewerbesteuern heran. Im Anschluss hieran 
verlangte die Industrie- und Handelskammer 
(IHK) Berlin Mitgliedsbeiträge – und zwar zu 
Recht, wie das Verwaltungsgericht Berlin be-
fand.

Das Verwaltungsgericht Berlin führte u.a. aus, 
dass die Kammerzugehörigkeit kraft Gesetz 

eintritt, soweit die Voraussetzungen dafür vor-
liegen, ohne dass es eines gesonderten Bei-
trittsakts bedarf – und diese Voraussetzungen 
waren hier erfüllt. Das Tatbestandsmerkmal 
der Veranlagung zur Gewerbesteuer ergibt sich 
dabei allein aus den Feststellungen der Steuer-
behörden, deren Entscheidungen Tatbestands-
wirkung zukommt. Hieran ist die IHK ebenso 
wie das Gericht gebunden. 

Hinweis | Dass die Tätigkeit Straftatbestände 
erfüllt, ist insoweit nicht relevant.

Quelle | VG Berlin, Urteil vom 12.12.2014, Az. VG 4 K 122.14

UMSATZSTEUERZAHLER

Umkehr der Steuerschuldnerschaft: Positive Entwicklungen bei 
Lieferung von Metallen

| Das Bundesfinanzministerium hat die Nichtbeanstandungsregelung bei der Umsatzsteuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfängers für Lieferungen von bestimmten Metallen verlängert. Statt 
des 31.12.2014 gilt nun der 30.6.2015. |

In dem aktuellen Schreiben heißt es u.a.: Bei 
Lieferungen von Edelmetallen (mit Ausnahme 
der Lieferungen von Gold, soweit sie bereits vor 
dem 1.10.2014 unter die Steuerschuldnerschaft 

des Leistungsempfängers fielen), unedlen Me-
tallen, Selen und Cermets, die nach dem 
30.9.2014 und vor dem 1.7.2015 ausgeführt wer-
den, ist es nicht zu beanstanden, wenn die Ver-
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tragspartner einvernehmlich noch von der 
Steuerschuldnerschaft des leistenden Unter-
nehmers ausgegangen sind. 

Hinweis | Voraussetzung hierfür ist, dass der 
Umsatz vom leistenden Unternehmer in zutref-
fender Höhe versteuert wird. 

Beachten Sie | Die durch das sogenannte Kro-
atiengesetz eingeführte Neuregelung sollte ur-
sprünglich bereits für solche Umsätze anzu-
wenden sein, die nach dem 30.9.2014 ausge-
führt werden. Mit Schreiben vom 26.9.2014 hatte 
die Finanzverwaltung geregelt, dass die An-
wendung erst ab dem 1.1.2015 zwingend erfol-
gen muss.

PRAXISHINWEIS | Die Neuregelung hat viele 
Abgrenzungsfragen aufgeworfen. Somit ist es zu 
begrüßen, dass durch das „Jahressteuergesetz 
2015“ nachjustiert wurde. U.a. wurde ab dem 
1.1.2015 eine betragsmäßige Grenze eingeführt. 
Für den Wechsel der Steuerschuldnerschaft ist 
danach Voraussetzung, dass „die Summe der für 
sie in Rechnung zu stellenden Entgelte im Rah-
men eines wirtschaftlichen Vorgangs mindestens 
5.000 EUR beträgt.“ Darüber hinaus sind diverse 
Metallerzeugnisse nicht mehr betroffen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 5.12.2014, Az. IV D 3 - S 
7279/14/10002, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 143470; Gesetz zur 
Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union 
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 
22.12.2014, BGBl I 2014, 2417

ARBEITGEBER

Aufzeichnungspflichten beim Mindestlohn

| Seit dem 1.1.2015 gilt grundsätzlich ein gesetzlicher Mindestlohn von 8,50 EUR pro Stunde. Dabei 
müssen Arbeitgeber gewisse Aufzeichnungspflichten beachten, worauf der Deutsche Steuerbera-
terverband jüngst hingewiesen hat. |

Besondere Aufzeichnungspflichten gelten nach 
dem Mindestlohngesetz für alle in § 2a Schwarz-
ArbG (Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzar-
beit und illegalen Beschäftigung) genannten 
Wirtschaftszweige (z.B. für das Bau-, Gaststät-
ten- und Speditionsgewerbe) sowie für alle ge-
ringfügig Beschäftigten. 

Arbeitgeber müssen Beginn, Ende und Dauer 
der täglichen Arbeitszeit für alle Arbeitnehmer 

in den betroffenen Wirtschaftsbereichen und 
-zweigen aufzeichnen. Diese Aufzeichnung ist 
spätestens sieben Tage nach der erbrachten 
Arbeitsleistung anzufertigen und mindestens 
zwei Jahre aufzubewahren. Dieselben Pflichten 
gelten beispielsweise auch für Entleiher von 
Arbeitskräften.

Quelle | DStV, Mitteilung vom 22.12.2014

ARBEITGEBER

Neue Geringfügigkeits-Richtlinien

| Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben die Richtlinien für die versicherungs-
rechtliche Beurteilung von geringfügigen Beschäftigungen (Geringfügigkeits-Richtlinien) bekannt 
gegeben (Stand: 12.11.2014). |

Im Vergleich zur letzten Fassung vom 20.12.2012 
ergeben sich u.a. folgende Änderungen:

�� Erhöhung der Zeitgrenzen für kurzfristige 
Beschäftigungen für eine Übergangszeit vom 
1.1.2015 bis 31.12.2018 auf drei (bisher zwei) 
Monate bzw. 70 (bisher 50) Arbeitstage.

�� Analog zur Änderung bei der kurzfristigen Be-
schäftigung wird die Zeitgrenze für ein vorü-
bergehendes unvorhersehbares Überschrei-
ten der Entgeltgrenze bei geringfügigen Be-
schäftigungen von zwei auf drei Monate in-
nerhalb eines Zeitjahres für die Übergangs-
zeit vom 1.1.2015 bis 31.12.2018 angepasst.
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Verwaltung äußert sich zur Anerkennung von Aufwandsspenden

| Das Bundesfinanzministerium hat ein neues Schreiben zur Anerkennung von Aufwandsspenden 
veröffentlicht, das ab dem 1.1.2015 anzuwenden ist. |

Hintergrund: Die Verwaltung geht bei ehrenamt-
lich tätigen Mitgliedern davon aus, dass die Tä-
tigkeiten unentgeltlich und ohne Aufwendungs-
ersatzanspruch erbracht werden. Diese Vermu-
tung ist aber widerlegbar. Wurde ein Aufwen-
dungsersatzanspruch eingeräumt und verzich-
tet der Steuerpflichtige anschließend auf diesen, 
kann er den entgangenen Ersatzanspruch als 
Sonderausgaben geltend machen, wenn der Ver-
ein eine Zuwendungsbestätigung erteilt hat.

Hervorzuheben sind zwei Aspekte:

�� Ein Aufwendungsersatzanspruch kann auch 
bei einem rechtsgültigen Vorstandsbeschluss 
anerkannt werden, wenn der Vorstand dazu 
durch eine Regelung in der Satzung ermäch-
tigt wurde. Dies hatte das Finanzgericht Ber-

lin-Brandenburg kürzlich abgelehnt, da ein 
Anspruch nach der gesetzlichen Regelung 
entweder durch Vertrag oder Satzung einge-
räumt worden sein muss.

�� Ein wesentliches Indiz für die Ernsthaftigkeit 
eines Aufwendungsersatzanspruchs ist die 
zeitliche Nähe der Verzichtserklärung zur 
Fälligkeit des Anspruchs. Nach Verwaltungs-
meinung ist die Verzichtserklärung noch zeit-
nah, wenn bei einmaligen Ansprüchen inner-
halb von drei Monaten und bei einer regelmä-
ßigen Tätigkeit alle drei Monate ein Verzicht 
erklärt wird.

Quelle | BMF-Schreiben vom 25.11.2014, Az. IV C 4 - S 

2223/07/0010 :005, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 143471; FG Ber-

lin-Brandenburg, Urteil vom 4.3.2014, Az. 6 K 9244/11

ARBEITNEHMER

Merkblatt zur optimalen Steuerklassenwahl für das Jahr 2015
| Für Ehegatten, die beide Arbeitnehmer sind, hat das Bundesfinanzministerium ein Merkblatt zur op-
timalen Steuerklassenwahl für 2015 veröffentlicht. Das Merkblatt kann unter www.iww.de/sl557 herun-
tergeladen werden. |

Ehegatten, die beide unbeschränkt steuer-
pflichtig sind, nicht dauernd getrennt leben und 
beide Arbeitslohn beziehen, können für den 
Lohnsteuerabzug wählen, ob sie beide in die 
Steuerklasse IV eingeordnet werden wollen 
oder ob einer von ihnen (der Höherverdienende) 
nach Steuerklasse III und der andere nach 

Steuerklasse V besteuert werden will. Zudem 
besteht die Möglichkeit, die Steuerklassen-
kombination IV/IV mit Faktor zu wählen.

Quelle | BMF vom 27.11.2014: „Merkblatt zur Steuerklassen-
wahl für das Jahr 2015 bei Ehegatten oder Lebenspartnern, die 
beide Arbeitnehmer sind“ 

�� Es erfolgt eine Klarstellung, dass Arbeitge-
ber bei schwankenden Arbeitsentgelten im 
Rahmen der Jahresprognose zur Ermittlung 
des regelmäßigen Arbeitsentgelts allein die 
Einhaltung der jährlichen Geringfügigkeits-
grenze von 5.400 EUR unterstellen können, 
ohne die Arbeitseinsätze und damit die zu er-
wartenden Arbeitsentgelte für die einzelnen 
Monate im Vorfeld festzulegen.

�� Wegfall der Bestandschutzregelungen für 
Beschäftigungen mit einem regelmäßigen 
Arbeitsentgelt von 400,01 bis 450,00 EUR zum 
31.12.2014.

Quelle | Richtlinien für die versicherungsrechtliche Beurtei-

lung von geringfügigen Beschäftigungen (Geringfügigkeits-

Richtlinien) vom 12.11.2014, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 143499
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Verzugszinsen
| Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1.1.2002 der Basiszinssatz nach § 247 BGB 
anzuwenden. Die Höhe wird jeweils zum 1.1. und 1.7. eines Jahres neu bestimmt. |

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1.1.2015 bis 
zum 30.6.2015 beträgt -0,83 Prozent. 

Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen:

�� für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB):  
4,17 Prozent

�� für den unternehmerischen Geschäftsver-
kehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 8,17 Prozent*

* für Schuldverhältnisse, die vor dem 29.7.2014 
entstanden sind: 7,17 Prozent.

Die für die Berechnung der Verzugszinsen an-
zuwendenden Basiszinssätze betrugen in der 
Vergangenheit:

�◼ Berechnung der Verzugszinsen
Zeitraum Zins

vom 1.7.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent

vom 1.1.2014 bis 30.6.2014 -0,63 Prozent

vom 1.7.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent

vom 1.1.2013 bis 30.6.2013 -0,13 Prozent

vom 1.7.2012 bis 31.12.2012 0,12 Prozent

vom 1.1.2012 bis 30.6.2012 0,12 Prozent

vom 1.7.2011 bis 31.12.2011 0,37 Prozent

vom 1.1.2011 bis 30.6.2011 0,12 Prozent

vom 1.7.2010 bis 31.12.2010 0,12 Prozent

vom 1.1.2010 bis 30.6.2010 0,12 Prozent

vom 1.7.2009 bis 31.12.2009 0,12 Prozent

vom 1.1.2009 bis 30.6.2009 1,62 Prozent

ABSCHLIESSENDE HINWEISE

Steuern und Beiträge Sozialversicherung: 
Fälligkeitstermine in 02/2015
| Im Monat Februar 2015 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten: |

Steuertermine (Fälligkeit):
�� Umsatzsteuerzahler (Monatszahler): 10.2.2015

�� Lohnsteuerzahler (Monatszahler): 10.2.2015

�� Gewerbesteuerzahler: 16.2.2015

�� Grundsteuerzahler: 16.2.2015

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem 
Fälligkeitstermin vorliegen. 

Hinweis | Bei der Grundsteuer kann die Ge-
meinde abweichend von dem vierteljährlichen 
Zahlungsgrundsatz verlangen, dass Beträge bis 
15 EUR auf einmal grundsätzlich am 15.8. und 
Beträge bis einschließlich 30 EUR je zur Hälfte 
am 15.2. und am 15.8. zu zahlen sind. Auf Antrag 

kann die Grundsteuer auch am 1.7. in einem Jah-
resbetrag entrichtet werden. Der Antrag ist bis 
zum 30.9. des vorangehenden Jahres zu stellen.

Beachten Sie | Die für alle Steuern geltende 
dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspä-
teten Zahlung durch Überweisung endet am 
13.2.2015 für die Umsatz- und Lohnsteuerzah-
lung und am 19.2.2015 für die Gewerbe- und 
Grundsteuerzahlung. Es wird an dieser Stelle 
nochmals darauf hingewiesen, dass diese Zah-
lungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung 
per Scheck gilt.

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit):
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am 
drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig, für den Beitragsmonat Februar 2015 
am 25.2.2015.


